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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juli 1955 

6 — 72102 — 1735/55 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung von 
Bestimmungen über den Seidenbau 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 144. Sitzung am 8. Juli 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Bheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über die Aufhebung von Bestimmungen über den Seidenbau 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Verordnung über den deutschen Sei- 
denbau vom 8. Juli 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 909) und die §§ 1 und 2 der Anordnung 
betreffend Erzeugung und Absatz von Sei- 
denspinnerbrut, Raupen und Seidenkokons 
vom 1. September 1941 (Verkündungsblatt 
des Reichsnährstandes S. 338) werden auf- 
gehoben. 


B e g r ü 

Der Reichsminister für Ernährung und Land- 
wirtschaft hat den Reichsnährstand auf 
Grund der §§ 2 und 10 des Gesetzes über 
den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstan- 
des und Maßnahmen zur Markt- und Preis- 
regelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
(Reichsnährstandsgesetz) vom 13. September 
1933 (RGBl. I S. 626) durch die Verordnung 
über den deutschen Seidenbau vom 8. Juli 
1935 (RGBl. I S. 909) ermächtigt, die Ge- 
winnung, die Verwertung und den Absatz 
von deutschen Kokons zu regeln. 

Der Beauftragte des Reichsnährstandes für 
den deutschen Seidenbau hat auf Grund die- 
ser Ermächtigung mehrere Anordnungen er- 
lassen, deren letzte die vom 1. September 
1941 (Verkündungsblatt des Reichsnährstan- 
des S. 338) ist. Diese hebt in § 3 die mate- 
riell-rechtlichen Bestimmungen der vorauf- 
gegangenen Anordnung vom 29. März 1938 
(Verkündungsblatt des Reichsnährstandes 
S. 109) auf. Die §§ 1 und 2 regeln das mate- 
rielle Recht neu. 


§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

n d u n g 

§ 1 macht die Erzeugung und Veräußerung 
von Seidenspinnerbrut von der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der Reichsfach- 
gruppe Seidenbauer eV. abhängig. Die Brut 
darf ohne Zustimmung nur von der Reichs- 
forschungsanstalt für Seidenbau oder der 
Reichsfachgruppe selbst bezogen werden. Die 
im Inland erzeugten Seidenkokons müssen 
— soweit sie nicht im Haushalt des Erzeu- 
gers verbraucht werden — an die Mittel- 
deutsche Spinnhütte GmbH oder deren 
Sammelstelle abgeliefert werden. Sie dürfen 
auch nur von der Spinnhütte in den Ver- 
kehr gebracht werden. Für die abgelieferten 
Kokons sind Preise festgesetzt. 

§ 2 sieht für Verstöße gegen die Anordnung 
Ordnungsstrafen bis zu 10 000 Mark vor. 

Ob die Ablieferungspflicht der Erzeuger an 
die Mitteldeutsche Spinnhütte GmbH für 
diese gleichzeitig eine Abnahmepflicht ein- 
schließt, ist bestritten. 

Die Gesellschaft ist aus der 1928 durch Zu- 
sammenschluß der deutschen Seidenbauer ge- 
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gründeten Genossenschafts-Spinnhütte, die 
1932 in eine Aktiengesellschaft (Seidenwerk- 
Spinnhütte AG) umgewandelt worden war, 
hervorgegangen, nachdem die Aufrüstung 
eine starke finanzielle Beteiligung des Reiches 
bedingt hatte. Hauptgedanke bei der Grün- 
dung des Unternehmens und dem Erlaß der 
aufgeführten Bestimmungen war die Förde- 
rung des deutschen Seidenbaues durch Ver- 
arbeitung der deutschen Kokonernte und 
ihre Abnahme zu angemessenen Preisen. 

Da die Verwertung der deutschen Ernten für 
sich unrentabel war, wurden stets Auslands- 
kokons mitverarbeitet. Das Reich nahm diese 
Belastung in Kauf, weil es sich im Rahmen 
der Aufrüstung um jeden Preis soweit als 
möglich vom Ausland freimachen wollte. 

Diese Gründe sind entfallen, da Beschaffungs- 
überlegungen für eine Wehrmacht kaum auf 
der Grundlage eines autarken deutschen 
Wirtschaftsraumes erfolgen werden. Zudem 
ist zu erwarten, daß sich der ohnehin schon 
stark zurückgedrängte Bedarf an Naturseide 
durch die fortschreitende Weiterentwicklung 


vollsynthetischer Textilien zunehmend ver- 
ringert. 

Eine staatliche Stützung des Seidenanbaues 
erscheint daher wirtschaftlich nicht mehr 
tragbar. Diese aber wäre bei Fortbestehen 
der geltenden Bestimmungen erforderlich, 
falls die Mitteldeutsche Spinnhütte GmbH, 
deren Gesellschaftsanteile überwiegend 
Reichsvermögen sind, die anfallenden Ern- 
ten abnehmen müßte. Sie hat es letztmalig 
1951 getan und dabei einen Verlust von etwa 
60 000 DM gehabt, der sich künftig auf 75 
bis 80 000 DM erhöhen würde. Demgegen- 
über wird der jährliche Ertrag des Seiden- 
baues zurzeit bei 3000 Züchtern auf 
30 000 DM geschätzt. 

Aus diesen Gründen bedarf es einer Auf- 
hebung der angeführten Bestimmungen. Fal- 
len diese fort, so ist auch kein Bedürfnis 
mehr für eine Zwangsregelung des Brutein- 
kaufs und der ohnehin überholten Preise ge- 
geben. Die genannten Bestimmungen sind 
gern. Art. 123, 125, 74 Nr. 17 GG Bundes- 
recht geworden. Ihre Aufhebung muß durch 
förmliches Gesetz erfolgen. 


3 



